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Der Spagat
der Reformierten
Die Fusion von Kirchgemeinden geht voran – und die Kirche muss sich grundsätzlich neu organisieren

Nur noch 35 Kirchgemeinden
im ganzen Kanton? Der
Fusionsprozess schreitet voran –
und zwar radikaler, als der
Kirchenrat das geplant hatte.

THOMAS RIBI

Das Murren war unüberhörbar, als der
Zürcher Kirchenrat 2012 seine Pläne für
den Umbau der Gemeindestrukturen
präsentierte. Aus den damals 179 Kirch-
gemeinden, so skizzierte die kirchliche
Exekutive, sollten deutlich weniger wer-
den.Von 60 bis 80war dieRede. Bis 2018
sollten die Fusionen abgeschlossen sein.
Das Vorhaben stiess auf Kritik: In so

grossräumigen Strukturen könne die
Kirche ihre Aufgabe nicht mehr wahr-
nehmen, weil sie zu weit weg sei von den
Menschen. In der Synode war von einem
«Sterbehilfeprogramm» für die Landes-
kirche die Rede. Trotzdem stimmte das
Kirchenparlament dem Vorhaben zu,
und zwar deutlich.

Aus 34 wird 1

Drei Jahre später ist der angestossene
Prozess imGang. Und er nimmt Formen
an, die sich die Initianten selber so nicht
vorgestellt haben. Letztes Jahr beschlos-
sen die Reformierten der Stadt Zürich in
einer Volksabstimmung, die 34 Zürcher
Kirchgemeinden zu einer einzigen zu-
sammenzufassen, und zwar obwohl weit-

gehend offen war, wie das genau gesche-
hen soll. Die Umsetzung des Entscheids
ist imGang, in vier Jahren soll die Fusion
abgeschlossen sein (siehe Zusatztext).
Der Zürcher Entscheid mag Signal-
wirkung gehabt haben. Auch in anderen
Kantonsteilen wird über weiträumige
Zusammenschlüsse diskutiert. ImBezirk
Hinwil ergab eine Konsultativabstim-
mung eineMehrheit für eine einzige Ge-
meinde für den ganzen Bezirk, in ande-
renRegionen stehen grossflächige Fusio-
nen zur Debatte.

Auch wenn es nochWiderstände gibt,
wie der Kirchenrat am Dienstag vor den
Medien einräumte: Die Entwicklung hat
laut Kirchenratspräsident Michel Müller
eine erstaunliche Dynamik angenom-
men. So könnte die vom Kirchenrat ge-

nannte Zielgrösse für die Anzahl Ge-
meinden unterboten werden. Laut Kir-
chenrat Daniel Reuter deuten laufende
Entwicklungen darauf hin, dass die Zür-
cher Kirche in ein paar Jahren nur noch
aus 35 bis 40 Gemeinden bestehen wird.

Die Kraft der Argumente

Freiwillig fallen die Fusionsentscheide
nicht. Der Kirchenrat übe keinen Druck
aus, betont Michel Müller, setzt aller-
dings hinzu: «Wir vertrauen auf dieKraft
der Argumente.» Und die Argumente
sprechen für sich. Die finanziellenMittel
der reformierten Kirche werden knap-
per, die personellen Ressourcen auch,
und der Mitgliederschwund hat sich in
den letzten Jahren akzentuiert. Die Zahl
derAbdankungen übertrifft die Zahl der
Taufen seit Jahren um ein Mehrfaches,
doch es kehren auch immer mehr Refor-
mierte ihrer Kirche den Rücken. Zurzeit
sind es jedes Jahr rund 5000. Kein Weg
führt daran vorbei, die Strukturen zu
verschlanken, die auf eine wesentlich
grössere Kirche ausgerichtet sind.

Nur, weniger Gemeinden heisst grös-
sere Gemeinden. Und kann eine Kirch-
gemeinde mit 10 000 oder, wie in der
Stadt Zürich dereinst, über 80 000 Mit-
gliedern noch in der gleichen Art Kirch-
gemeinde sein wie das die heutigen Ge-
meinden sind, die zum Teil aus wenigen
hundert Mitgliedern bestehen? Kann sie
den Gemeindegliedern noch im gleichen
Mass vertrautes Umfeld, wenn nicht so-
gar eine Art Heimat bieten?

Ja, sagt der Kirchenrat. Allerdings
werde sich der Charakter der Gemeinde
verändern. Angesichts gegensätzlicher
Rufe, die einerseits verlangen, dieKirche
müsse sich inhaltlich klarer profilieren,
anderseits fordern, sie müsse sich mehr
nach den Bedürfnissen der «Kunden»
richten, plädiert der Kirchenrat für einen
«dritten Weg». Die Kirchgemeinde soll
künftig dieRolle einerRahmenorganisa-
tion übernehmen, die einen Teil derAuf-
gaben wahrnimmt. In diesem Rahmen
sollen sich Gemeinschaften mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten bilden kön-
nen: eine Art Kirchenkreise – analog zu
den Schulkreisen –, die sich ihr je eigenes
Profil geben können.

Auf die Frage, ob die reformierte Kir-
cheVolkskirche bleiben oder zur Beteili-
gungskirche werden soll, wie die Frei-
kirchen, sagt der Kirchenrat also: Weder
noch, aber von beidem etwas. Das ist ein
Spagat, der nicht einfach wird. Ober-
flächlich beantwortet der Entwurf für
ein neues Gemeindemodell die Frage
nach der idealen Gemeindegrösse. Der
Kirchenrat nannte zuerst 5000 Mitglie-
der als Zielgrösse. Davon nimmt er nun
Abstand. Nicht die Mitgliederzahl soll
entscheidend sein. Allerdings bieten die
Gemeinden nur noch den institutionel-
len Rahmen für das kirchliche Leben.
Darin sollen in einzelnen Kirchen, um
einzelne Pfarrer oder Institutionen eine
Art Kleingemeinden möglich sein, die je
eigeneGottesdienststile pflegen und ver-
schiedene Formen der Frömmigkeit ver-
körpern können.

Die Frage, wie sichGemeinden in den
neuen Strukturen organisieren sollen, ist
drängend, denn der Kirchenrat hält an
seinem straffen Fahrplan für die Umset-
zung fest. Bis 2017 sollen Konzepte zur
Neugestaltung der Gemeinden vorlie-
gen, mit den gesetzlichen Änderungen.
Klar ist für Kirchenratspräsident Müller
eines: Auch in den neuenOrganisations-
formen bleibe es Grundauftrag der Kir-
che, den Menschen nahe zu sein.

OBERGERICHT

HIV-Ansteckung anders qualifizieren
Anwendung der neuen Rechtsprechung des Bundesgerichts

2013 hat das höchste Schweizer
Gericht erstmals entschieden,
eine HIV-Ansteckung sei nicht
per se eine lebensgefährliche
Körperverletzung. Auslöser für
diese Rechtsprechung war ein
Zürcher Fall – über den das
Obergericht erneut befunden hat.

BRIGITTE HÜRLIMANN

2003 hat ein damals 35-jähriger Mann
seinen deutlich älteren Partner mit dem
HI-Virus infiziert – nachdem er ihm zu-
vor wider besseren Wissens angegeben
hatte, HIV-negativ zu sein, und auf un-
geschütztem Verkehr bestanden hatte.
Diese Ansteckung beschäftigt seit eini-
gen Jahren dieGerichte, und der Fall hat
2013 das Bundesgericht dazu gebracht,
seine bisherige strenge Rechtsprechung
zurHIV-Übertragung zu ändern. ImUr-
teil 6B 337/2012 vom 19. März 2013 er-
kannte das höchste Schweizer Gericht
zum ersten Mal, eine HIV-Infektion sei
nicht zwingend als lebensgefährliche
Körperverletzung zu qualifizieren, weil
dank den medizinischen Fortschritten
nicht mehr mit hoher Wahrscheinlich-
keit mit dem Tode des Infizierten ge-

rechnet werden müsse. Eine HIV-An-
steckung bleibe jedoch eine Körperver-
letzung, je nach den Umständen eine
schwere oder eine einfache.

Die geänderte Auffassung des Bun-
desgerichts hat dazu geführt, dass der
Zürcher Fall zurück ans Obergericht
kam und dort von der II. Strafkammer
unter neuem Blickwinkel geprüft wer-
den musste. Das Gericht liess deshalb
ein medizinisches Gutachten erstellen,
das über den aktuellen Forschungsstand
in Sachen HIV-Ansteckung und Verlauf
der Erkrankung, über die Behandlungs-
möglichkeiten sowie deren Folgen Aus-
kunft gibt; zudem sollte der Forschungs-
stand im Zeitpunkt der Infektion, also
2003, dargestellt werden. Neben diesem
Gutachten holte das Obergericht von
den beiden Ärzten, die den Infizierten
behandeln, Informationen über dessen
Gesundheitszustand und Krankheits-
verlauf ein; der Patient hatte die Ärzte
vom Berufsgeheimnis entbunden.

Aufgrund all dieser Kenntnisse und
in Anwendung einer objektivierten Be-
urteilung kommt das Obergericht zum
Schluss, im konkreten Fall liege eine
schwere Körperverletzung im Sinne der
Generalklausel von Artikel 122 Absatz
3 des Strafgesetzbuches vor: also eine
schwere Schädigung des Körpers oder

der körperlichen oder geistigen Ge-
sundheit eines Menschen. Trotz Fehlen
einer Lebensgefahr, so das Obergericht,
sei der Betroffene von einer unheilbaren
Krankheit angesteckt, die ihn zur
lebenslangen Einnahme von Medika-
menten zwinge, was mit Nebenwirkun-
gen verbunden sei. Der Infizierte müsse
sich konstant und regelmässig ärztlich
untersuchen lassen und diszipliniert die
Mittel einnehmen. Bis heute bedeute
eine HIV-Infektion zudem «eine erheb-
liche Beeinträchtigung der persönlichen
Freiheit und Lebensweise eines Betrof-
fenen und zahlreiche Einschränkungen
in seinem Privat- und Berufsleben».

Das Obergericht erwähnt, dass nach
wie vor HIV-Infizierte in gewisse Länder
nicht einreisen dürfen, keine Auf-
enthaltsbewilligung bekommen oder
Schwierigkeiten haben, eine Lebensver-
sicherungabzuschliessen.Die Infizierung
könne zu psychischen Problemen und
Depressionen führen, was im konkreten
Fall geschehen sei.DerBeschuldigtewird
neu mit einer bedingten Freiheitsstrafe
von zwei Jahren bestraft: wegen schwerer
Körperverletzung und Verbreitens einer
menschlichen Krankheit.

Urteil SB130132 vom 29. 6. 15, noch nicht
rechtskräftig.

Weniger Gläubige, weniger Gemeinden: Die Reformierten stehen in einem grossen Umwälzungsprozess. ALESSANDRO DELLA BELLA / KEYSTONE

Vorreiter Zürich
rib. Am 1. Januar 1519 wurde Huldrych
Zwingli Leutpriester am Grossmünster-
stift. 500 Jahre später, am 1. Januar 2019,
sollen die 34 Stadtzürcher Kirchgemein-
den zu einer einzigen Gemeinde zusam-
mengeschlossen sein. So entschieden die
Zürcher Reformierten 2014. Bis dahin
sind aber noch Hürden zu nehmen, etwa
Änderungen des Kirchengesetzes und
derKirchenordnung.DieArbeiten dafür
sind im Gang, wie Gesamtprojektleiter
Andreas Hurter sagt. Liegen die Ent-
scheide auf kantonaler Ebene vor, ent-
scheiden die Stimmberechtigten über
den definitiven Zusammenschluss. Die
Grossgemeinde soll in 8 oder 10 Kir-
chenkreise unterteilt sein, in denen sich
das kirchliche Leben vor Ort abspielt.

IN KÜRZE

Neuanfang im
Tagungszentrum Boldern
lsc. Einst war das christliche Tagungs-
zentrum Boldern in Männedorf eine
Institution von nationalem Rang. Doch
dann ging es langsam bergab; schliess-
lich entbrannte ein offener Streit dar-
über, wie es mit dem defizitären Betrieb
weitergehen soll. Nun wagt man einen
Neuanfang: Wie der Trägerverein mit-
teilt, sind Hotel und Küche saniert wor-
den. Unter der Woche zählt man vor
allem auf Seminargäste, an Wochen-
enden auch auf Individualtouristen. Die
Zahl der Buchungen ist gemäss Mittei-
lung «hervorragend».

Bezirksrat
weist Opfiker PUK zurecht
flu.Der Opfiker SVP-Präsident Richard
Muffler muss in der Parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) So-
zialbehörde zumindest teilweise in den
Ausstand treten. Dies hat der Bezirksrat
Bülach entschieden, wie der «Tages-An-
zeiger» meldet. Muffler darf gemäss
dem Entscheid nicht mittun, sofern die
PUK Angelegenheiten behandelt, die
nicht öffentlich zugänglich sind. Der Be-
zirksrat hiess damit eine Beschwerde
der Sozialvorsteherin Beatrix Jud teil-
weise gut, die Muffler wegen Befangen-
heit ausschliessen wollte. Die Kommis-
sion untersucht Juds Amtsführung,
Muffler zählt zu ihren schärfsten Kriti-
kern. Er erwägt gemäss einem Commu-
niqué einen Weiterzug des Entscheids.

Lenkerin
flieht nach Auffahrkollision
rol. Bei einer Auffahrkollision auf der
alten Winterthurerstrasse in Wallisellen
ist am Montag gegen 15 Uhr 40 eine
87-jährige Autolenkerin mittelschwer
verletzt worden. Sie musste mit einer
Ambulanz in Spitalpflege gebracht wer-
den. Die Verursacherin, eine 45 Jahre
alte Automobilistin, entfernte sich zu-
nächst vom Unfallort, ohne sich um die
Geschädigte zu kümmern, meldete sich
aber später bei der Kantonspolizei. All-
fällige Zeugen des Unfalls werden ge-
beten, sich unter Telefon 044 863 41 00
zu melden.

Kleinkind verletzt sich
bei Gepäckrollbändern
dbu. Beim Warten auf das Gepäck sei-
ner Familie wurde am Dienstagabend
ein 1,5-jähriges Mädchen am Flughafen
Zürich schwer verletzt. Aus noch unbe-
kannten Gründen stürzte das Kind un-
mittelbar beim Rollband und zog sich
dabei schwereVerletzungen amBein zu.
Es wurde mit der Sanität ins Spital ge-
fahren. Bei dem Mädchen und seiner
Familie handelt es sich um Schweizer
aus dem zürcherischen Bezirk Affol-
tern. Laut Polizeimeldung untersuchen
die Kantonspolizei und die Staats-
anwaltschaft den Unfall.
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Das Murren war unüberhörbar, als der
Zürcher Kirchenrat 2012 seine Pläne für
den Umbau der Gemeindestrukturen
präsentierte. Aus den damals 179 Kirch-
gemeinden, so skizzierte die kirchliche
Exekutive, sollten deutlich weniger wer-
den.Von 60 bis 80war dieRede. Bis 2018
sollten die Fusionen abgeschlossen sein.
Das Vorhaben stiess auf Kritik: In so

grossräumigen Strukturen könne die
Kirche ihre Aufgabe nicht mehr wahr-
nehmen, weil sie zu weit weg sei von den
Menschen. In der Synode war von einem
«Sterbehilfeprogramm» für die Landes-
kirche die Rede. Trotzdem stimmte das
Kirchenparlament dem Vorhaben zu,
und zwar deutlich.

Aus 34 wird 1

Drei Jahre später ist der angestossene
Prozess imGang. Und er nimmt Formen
an, die sich die Initianten selber so nicht
vorgestellt haben. Letztes Jahr beschlos-
sen die Reformierten der Stadt Zürich in
einer Volksabstimmung, die 34 Zürcher
Kirchgemeinden zu einer einzigen zu-
sammenzufassen, und zwar obwohl weit-

gehend offen war, wie das genau gesche-
hen soll. Die Umsetzung des Entscheids
ist imGang, in vier Jahren soll die Fusion
abgeschlossen sein (siehe Zusatztext).
Der Zürcher Entscheid mag Signal-
wirkung gehabt haben. Auch in anderen
Kantonsteilen wird über weiträumige
Zusammenschlüsse diskutiert. ImBezirk
Hinwil ergab eine Konsultativabstim-
mung eineMehrheit für eine einzige Ge-
meinde für den ganzen Bezirk, in ande-
renRegionen stehen grossflächige Fusio-
nen zur Debatte.

Auch wenn es nochWiderstände gibt,
wie der Kirchenrat am Dienstag vor den
Medien einräumte: Die Entwicklung hat
laut Kirchenratspräsident Michel Müller
eine erstaunliche Dynamik angenom-
men. So könnte die vom Kirchenrat ge-

nannte Zielgrösse für die Anzahl Ge-
meinden unterboten werden. Laut Kir-
chenrat Daniel Reuter deuten laufende
Entwicklungen darauf hin, dass die Zür-
cher Kirche in ein paar Jahren nur noch
aus 35 bis 40 Gemeinden bestehen wird.

Die Kraft der Argumente

Freiwillig fallen die Fusionsentscheide
nicht. Der Kirchenrat übe keinen Druck
aus, betont Michel Müller, setzt aller-
dings hinzu: «Wir vertrauen auf dieKraft
der Argumente.» Und die Argumente
sprechen für sich. Die finanziellenMittel
der reformierten Kirche werden knap-
per, die personellen Ressourcen auch,
und der Mitgliederschwund hat sich in
den letzten Jahren akzentuiert. Die Zahl
derAbdankungen übertrifft die Zahl der
Taufen seit Jahren um ein Mehrfaches,
doch es kehren auch immer mehr Refor-
mierte ihrer Kirche den Rücken. Zurzeit
sind es jedes Jahr rund 5000. Kein Weg
führt daran vorbei, die Strukturen zu
verschlanken, die auf eine wesentlich
grössere Kirche ausgerichtet sind.

Nur, weniger Gemeinden heisst grös-
sere Gemeinden. Und kann eine Kirch-
gemeinde mit 10 000 oder, wie in der
Stadt Zürich dereinst, über 80 000 Mit-
gliedern noch in der gleichen Art Kirch-
gemeinde sein wie das die heutigen Ge-
meinden sind, die zum Teil aus wenigen
hundert Mitgliedern bestehen? Kann sie
den Gemeindegliedern noch im gleichen
Mass vertrautes Umfeld, wenn nicht so-
gar eine Art Heimat bieten?

Ja, sagt der Kirchenrat. Allerdings
werde sich der Charakter der Gemeinde
verändern. Angesichts gegensätzlicher
Rufe, die einerseits verlangen, dieKirche
müsse sich inhaltlich klarer profilieren,
anderseits fordern, sie müsse sich mehr
nach den Bedürfnissen der «Kunden»
richten, plädiert der Kirchenrat für einen
«dritten Weg». Die Kirchgemeinde soll
künftig dieRolle einerRahmenorganisa-
tion übernehmen, die einen Teil derAuf-
gaben wahrnimmt. In diesem Rahmen
sollen sich Gemeinschaften mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten bilden kön-
nen: eine Art Kirchenkreise – analog zu
den Schulkreisen –, die sich ihr je eigenes
Profil geben können.

Auf die Frage, ob die reformierte Kir-
cheVolkskirche bleiben oder zur Beteili-
gungskirche werden soll, wie die Frei-
kirchen, sagt der Kirchenrat also: Weder
noch, aber von beidem etwas. Das ist ein
Spagat, der nicht einfach wird. Ober-
flächlich beantwortet der Entwurf für
ein neues Gemeindemodell die Frage
nach der idealen Gemeindegrösse. Der
Kirchenrat nannte zuerst 5000 Mitglie-
der als Zielgrösse. Davon nimmt er nun
Abstand. Nicht die Mitgliederzahl soll
entscheidend sein. Allerdings bieten die
Gemeinden nur noch den institutionel-
len Rahmen für das kirchliche Leben.
Darin sollen in einzelnen Kirchen, um
einzelne Pfarrer oder Institutionen eine
Art Kleingemeinden möglich sein, die je
eigeneGottesdienststile pflegen und ver-
schiedene Formen der Frömmigkeit ver-
körpern können.

Die Frage, wie sichGemeinden in den
neuen Strukturen organisieren sollen, ist
drängend, denn der Kirchenrat hält an
seinem straffen Fahrplan für die Umset-
zung fest. Bis 2017 sollen Konzepte zur
Neugestaltung der Gemeinden vorlie-
gen, mit den gesetzlichen Änderungen.
Klar ist für Kirchenratspräsident Müller
eines: Auch in den neuenOrganisations-
formen bleibe es Grundauftrag der Kir-
che, den Menschen nahe zu sein.

OBERGERICHT

HIV-Ansteckung anders qualifizieren
Anwendung der neuen Rechtsprechung des Bundesgerichts

2013 hat das höchste Schweizer
Gericht erstmals entschieden,
eine HIV-Ansteckung sei nicht
per se eine lebensgefährliche
Körperverletzung. Auslöser für
diese Rechtsprechung war ein
Zürcher Fall – über den das
Obergericht erneut befunden hat.

BRIGITTE HÜRLIMANN

2003 hat ein damals 35-jähriger Mann
seinen deutlich älteren Partner mit dem
HI-Virus infiziert – nachdem er ihm zu-
vor wider besseren Wissens angegeben
hatte, HIV-negativ zu sein, und auf un-
geschütztem Verkehr bestanden hatte.
Diese Ansteckung beschäftigt seit eini-
gen Jahren dieGerichte, und der Fall hat
2013 das Bundesgericht dazu gebracht,
seine bisherige strenge Rechtsprechung
zurHIV-Übertragung zu ändern. ImUr-
teil 6B 337/2012 vom 19. März 2013 er-
kannte das höchste Schweizer Gericht
zum ersten Mal, eine HIV-Infektion sei
nicht zwingend als lebensgefährliche
Körperverletzung zu qualifizieren, weil
dank den medizinischen Fortschritten
nicht mehr mit hoher Wahrscheinlich-
keit mit dem Tode des Infizierten ge-

rechnet werden müsse. Eine HIV-An-
steckung bleibe jedoch eine Körperver-
letzung, je nach den Umständen eine
schwere oder eine einfache.

Die geänderte Auffassung des Bun-
desgerichts hat dazu geführt, dass der
Zürcher Fall zurück ans Obergericht
kam und dort von der II. Strafkammer
unter neuem Blickwinkel geprüft wer-
den musste. Das Gericht liess deshalb
ein medizinisches Gutachten erstellen,
das über den aktuellen Forschungsstand
in Sachen HIV-Ansteckung und Verlauf
der Erkrankung, über die Behandlungs-
möglichkeiten sowie deren Folgen Aus-
kunft gibt; zudem sollte der Forschungs-
stand im Zeitpunkt der Infektion, also
2003, dargestellt werden. Neben diesem
Gutachten holte das Obergericht von
den beiden Ärzten, die den Infizierten
behandeln, Informationen über dessen
Gesundheitszustand und Krankheits-
verlauf ein; der Patient hatte die Ärzte
vom Berufsgeheimnis entbunden.

Aufgrund all dieser Kenntnisse und
in Anwendung einer objektivierten Be-
urteilung kommt das Obergericht zum
Schluss, im konkreten Fall liege eine
schwere Körperverletzung im Sinne der
Generalklausel von Artikel 122 Absatz
3 des Strafgesetzbuches vor: also eine
schwere Schädigung des Körpers oder

der körperlichen oder geistigen Ge-
sundheit eines Menschen. Trotz Fehlen
einer Lebensgefahr, so das Obergericht,
sei der Betroffene von einer unheilbaren
Krankheit angesteckt, die ihn zur
lebenslangen Einnahme von Medika-
menten zwinge, was mit Nebenwirkun-
gen verbunden sei. Der Infizierte müsse
sich konstant und regelmässig ärztlich
untersuchen lassen und diszipliniert die
Mittel einnehmen. Bis heute bedeute
eine HIV-Infektion zudem «eine erheb-
liche Beeinträchtigung der persönlichen
Freiheit und Lebensweise eines Betrof-
fenen und zahlreiche Einschränkungen
in seinem Privat- und Berufsleben».

Das Obergericht erwähnt, dass nach
wie vor HIV-Infizierte in gewisse Länder
nicht einreisen dürfen, keine Auf-
enthaltsbewilligung bekommen oder
Schwierigkeiten haben, eine Lebensver-
sicherungabzuschliessen.Die Infizierung
könne zu psychischen Problemen und
Depressionen führen, was im konkreten
Fall geschehen sei.DerBeschuldigtewird
neu mit einer bedingten Freiheitsstrafe
von zwei Jahren bestraft: wegen schwerer
Körperverletzung und Verbreitens einer
menschlichen Krankheit.

Urteil SB130132 vom 29. 6. 15, noch nicht
rechtskräftig.
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lich entbrannte ein offener Streit dar-
über, wie es mit dem defizitären Betrieb
weitergehen soll. Nun wagt man einen
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enden auch auf Individualtouristen. Die
Zahl der Buchungen ist gemäss Mittei-
lung «hervorragend».

Bezirksrat
weist Opfiker PUK zurecht
flu.Der Opfiker SVP-Präsident Richard
Muffler muss in der Parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) So-
zialbehörde zumindest teilweise in den
Ausstand treten. Dies hat der Bezirksrat
Bülach entschieden, wie der «Tages-An-
zeiger» meldet. Muffler darf gemäss
dem Entscheid nicht mittun, sofern die
PUK Angelegenheiten behandelt, die
nicht öffentlich zugänglich sind. Der Be-
zirksrat hiess damit eine Beschwerde
der Sozialvorsteherin Beatrix Jud teil-
weise gut, die Muffler wegen Befangen-
heit ausschliessen wollte. Die Kommis-
sion untersucht Juds Amtsführung,
Muffler zählt zu ihren schärfsten Kriti-
kern. Er erwägt gemäss einem Commu-
niqué einen Weiterzug des Entscheids.

Lenkerin
flieht nach Auffahrkollision
rol. Bei einer Auffahrkollision auf der
alten Winterthurerstrasse in Wallisellen
ist am Montag gegen 15 Uhr 40 eine
87-jährige Autolenkerin mittelschwer
verletzt worden. Sie musste mit einer
Ambulanz in Spitalpflege gebracht wer-
den. Die Verursacherin, eine 45 Jahre
alte Automobilistin, entfernte sich zu-
nächst vom Unfallort, ohne sich um die
Geschädigte zu kümmern, meldete sich
aber später bei der Kantonspolizei. All-
fällige Zeugen des Unfalls werden ge-
beten, sich unter Telefon 044 863 41 00
zu melden.

Kleinkind verletzt sich
bei Gepäckrollbändern
dbu. Beim Warten auf das Gepäck sei-
ner Familie wurde am Dienstagabend
ein 1,5-jähriges Mädchen am Flughafen
Zürich schwer verletzt. Aus noch unbe-
kannten Gründen stürzte das Kind un-
mittelbar beim Rollband und zog sich
dabei schwereVerletzungen amBein zu.
Es wurde mit der Sanität ins Spital ge-
fahren. Bei dem Mädchen und seiner
Familie handelt es sich um Schweizer
aus dem zürcherischen Bezirk Affol-
tern. Laut Polizeimeldung untersuchen
die Kantonspolizei und die Staats-
anwaltschaft den Unfall.


